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Ultra-Grip™

Retentionsspitzen 
verhindern ein 
Abrutschen aller
Composi-Tight®

3D Fusion™ Ringe. 

Weiches Soft-
Face™ Silikon 
für perfekte 
Adaption der 
Matrize an den 
Zahn.

Harter Kunststoffkern 
separiert die Zähne 
approximal.

Erster Ring mit extra 
breiten Füßen für 
weite Kavitäten.

6,4 mm 4,7 mm

Extra breit
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Composi-Tight®

3D Fusion™

Sectional Matrix System

ADGM522 DT

Wie können wir helfen?
Rufen Sie uns an:

02451 971 409

Tel.: +49 2451 971 409 • info@garrisondental.net • www.garrisondental.com
T H E  L E A D E R  I N  M A T R I X  S Y S T E M S

© 2022 Garrison Dental Solutions, LLC*Alle Preise sind unverbindliche Preisempfehlungen 
zzgl. MwSt. Es gelten unsere AGB.

Sectional Matrix System

Testen ohne Risiko mit der 
60-Tage-Geld-zurück-Garantie!

FX-KFF-00 Starter Set
1x Composi-Tight® 3D Fusion™ Ring kurz blau,
1x Composi-Tight® 3D Fusion™ Ring lang orange,
1x Composi-Tight® 3D Fusion™ Ring breit grün,
80x Composi-Tight® 3D Fusion™ Keile, 4 Größen
       (je 20x FXYL, FXBL, FXOR, FXGR)
70x Composi-Tight® 3D Fusion™ Matrizenbänder, 5 Größen
       (je 20x FX100, FX175, FX200; je 5x FX150, FX300)
1x verbesserte Ringseparierzange aus geschmiedetem Edelstahl

Neues Herstellungsverfahren 
sorgt für eine längere 
Haltbarkeit der Ringe.Haltbarkeit der Ringe.

Das haben wir verbessert:

FX-KFF-00FX-KFF-00
Preis € 473,00*
               

Composi-Tight 3D Fusion Ring Set
Art.Nr. FXR01 (3 Stück/Pack) 
Preis: € 294,00* je Pack

Das neue und verbesserte Das neue und verbesserte 

Teilmatrizensystem 

für alle Klasse II Kavitäten
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BERLIN – Mitte März hat das Kabinett beschlossen, mit fünf 
Unternehmen Verträge zur Bereitstellung von Coronaimpf-
stoffen für die kommenden Jahre bis 2029 abzuschließen. Bei 
den Unternehmen handelt es sich um BioNTech, die Bieterge-
meinschaft CureVac/GSK, die Bietergemeinschaft Wacker/
CordenPharma, Celonic und IDT Dessau. Die Taskforce Impf-
stoffproduktion im Bundesministerium für Wirtschaft und 

Klimaschutz (BMWK) hat die sogenannten Pandemiebereit-
schaftsverträge in den vergangenen Monaten im Auftrag des 
BMG mit den Unternehmen verhandelt.

Die Verträge gewähren der Bundesregierung im Falle des 
Andauerns der COVID-19-Pandemie oder einer neuen Pan-
demie den Zugriff auf Produktionskapazitäten der Unterneh-
men und treffen so Vorsorge für den Fall einer erneuten Eng-
passsituation. Neben der Bereithaltung von Produktionska-
pazitäten umfassen die Verträge auch Vereinbarungen zur 
Herstellung und Lieferung von Impfstoffen an die Bundes-
regierung.

Die vor einem Jahr im Bundeswirtschaftsministerium ein-
gerichtete Taskforce Impfstoffproduktion unter der Leitung 
von Dr. Christoph Krupp hat durch die Ausarbeitung der Pan-
demiebereitschaftsverträge ihr Mandat erfüllt. Das Mandat 
der Taskforce endet zum 31. März 2022.

Die weitere Verwaltung und das Management übernimmt 
nun das im Zuge der Pandemie errichtete Zentrum für Pande-

mie-Impfstoffe und -Therapeutika 
beim Paul-Ehrlich-Institut (ZEPAI) 
im Zuständigkeitsbereich des Bun-
desministeriums für Gesundheit. 
Im nächsten Schritt werden mit 
den fünf Unternehmen die Pande-
miebereitschaftsverträge unter-
zeichnet.

Die im Zuge der Coronapan-
demie neu geschaffenen Produk-
tionskapazitäten sollen durch die 
Pandemiebereitschaftsverträge 
gesichert werden, sodass auch für 
die kommenden Jahre schnell und 
ausreichend Impfstoff verfügbar 
ist. Hierbei zahlt der Bund den 
Unternehmen ab dem Zeitpunkt 
der Bereitschaft ein jährliches Be-
reitschaftsentgelt dafür, dass die 
Kapazitäten erhalten und im Ab-
ruffall zeitnah für die Produktion 
von ausreichend Impfstoff für die 

Bürger zur Verfügung steht. Der Bund rechnet hierbei mit 
Kosten von bis zu 2,861 Milliarden Euro für die Jahre 2022 bis 
2029.

Die international anschlussfähigen Pandemiebereit-
schaftsverträge werden einen maßgeblichen Beitrag zu einer 
sicheren Versorgung Deutschlands mit Impfstoffen aus eige-
ner Produktion leisten. Damit wird mittel- und langfristig 
auch ein erheblicher Beitrag zur EU-weiten und globalen 
Impfstoffversorgung geleistet. 

Quelle: Bundesministerium für Gesundheit

BERLIN – Wer den Verdacht hat, sich bei der Arbeit oder in 
der Schule mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 angesteckt zu 
haben, und typische Symptome einer Erkrankung an COVID-
19 zeigt, sollte die Infektion mit einem PCR-Test prüfen und 
dokumentieren lassen. Darauf weisen Berufsgenossenschaf-
ten und Unfallkassen hin. Ein positives Testergebnis gilt als 
Nachweis für die gesetzliche Unfallversicherung, dass es sich 
bei einer Erkrankung um COVID-19 handelt. Wie das Bundes-
gesundheitsministerium auf seinen Webseiten zur Corona-
Testverordnung vom 11. Februar 2022 klargestellt hat, haben 
Personen, bei denen der Verdacht auf eine berufsbedingte 
Infektion besteht, weiterhin Anspruch auf einen PCR-Test. 
Voraussetzung hierfür ist ein positiver Antigentest sowie Hin-
weise darauf, dass die Infektion bei der Arbeit erfolgt ist.

Hintergrund
Eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 kann ein 

Versicherungsfall für die gesetzliche Unfallversicherung sein. 
Versicherte haben dann Anspruch auf Leistungen insbeson-
dere zur Heilbehandlung und Rehabilitation. Voraussetzung 
hierfür ist:
• Die versicherte Person hat sich nachweislich mit SARS-

CoV-2 infi ziert.

• Die Infektion kann auf die versicherte Tätigkeit (zum Bei-
spiel Arbeit oder Schulbesuch) zurückgeführt werden.

• Die versicherte Person zeigt Symptome einer Erkrankung 
an COVID-19.

Es kann sein, dass Versicherte bei ihrer Tätigkeit Kontakt 
mit infi zierten Menschen haben und ein Antigentest anzeigt, 
dass sie sich angesteckt haben, obwohl sie keine Symptome 
haben. Auch in diesem Fall empfi ehlt sich, dass die Betroffe-
nen die Infektion dennoch mit einem PCR-Test dokumentie-
ren. So ist der Nachweis der Infektion auch für den Fall gesi-
chert, dass nach einem zunächst milden Verlauf zu einem 
späteren Zeitpunkt gesundheitliche Probleme auftreten, die 
auf Long Covid hindeuten.

Testergebnis sowie Umstände der Infektion sollten im 
Verbandbuch/Meldeblock des Betriebs oder der Bildungsein-
richtung dokumentiert werden. Die zuständige Berufsgenos-
senschaft oder Unfallkasse kann diese Unterlagen dann nut-
zen, um zu ermitteln, ob es sich bei der Erkrankung um einen 
Versicherungsfall handelt. 

Quelle:
Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung e.V. (DGUV)

Berufsbedingte Coronainfektion 
mit PCR-Test dokumentieren
Infektion mit Coronavirus muss für die Anerkennung von COVID-19 
als Arbeitsunfall oder Berufskrankheit nachgewiesen sein.
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Impfstoffversorgung im Pandemiefall
Bundesregierung trifft Vorsorge für den Fall einer erneuten Engpasssituation.
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